
 

Sitzungsbericht aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 
14.09.2021 

 
 
 

Öffentliche Sitzung 
 
 

Bürgermeisterin Simone Rürup eröffnete die Sitzung und stellte die ordnungsgemäße 
Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderates fest. 
 
 
 
 

TOP 01 Einwohnerfragestunde 

 
 
Bürgermeisterin Rürup bittet die anwesenden Zuhörerinnen und Zuhörer Fragen an 
die Verwaltung zu stellen.  
 
Es wurde die Frage gestellt, ab welchem Zeitpunkt Baugrundstücke in der Gemeinde 
Baindt zum Kauf anstehen. Bürgermeisterin Rürup teilt mit, dass die Bauplätze im 
Baugebiet Grüner Berg/Stöcklisstraße im Frühjahr 2022 vergeben werden. 
Grundstücke im Baugebiet Lilienstraße können voraussichtlich Ende 2022/Anfang 
2023 erworben werden. Die genauen Termine werden zeitnah auf der Homepage der 
Gemeinde bekannt gegeben.  
 
 
 

TOP 02 Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
In nicht öffentlichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit oder wenn dies nicht möglich ist, in der nächsten öffentlichen 
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das 
berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht (§ 35 Abs. 1 Satz 4 der 
Gemeindeordnung). 
 
Aus der nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 03. August 2021 sind keine 
Beschlüsse bekannt zu geben. 
  
 
 

TOP 03 Bericht der Bürgermeisterin 

 



 
Bürgermeisterin Rürup gibt folgendes bekannt: 
 

 
a) Infoveranstaltung zum Starkregenmanagement 

 
Am 04.10.2021 um 19:00 Uhr findet eine Infoveranstaltung zum 
Starkregenmanagement statt.  
 
 

b) Förderprogramm Jungbäume für das Oberland 
 
Ein Antrag auf Zuwendung für das Förderprogramm wurde fristgerecht beim 
Landratsamt gestellt. Die Förderzusage kommt voraussichtlich diese Woche.  
 
Mit dem Förderprogramm werden kommunale Sammelbestellungen von 
Streuobstbäumen gefördert, inkludiert ist in den Eigenanteil von 25 € der 
Bürgerinnen und Bürger nicht nur das Pflanzgut, sondern auch das richtige 
Befestigungs- und Baumschutzmaterial (Baumpfähle, Kokosgarn und 
Wühlmauskörbe) und vor allem der notwendige Pflanzenschnitt und die 
jährlichen Erziehungsschnitte in den ersten 5 Jahren nach der Pflanzung. Den 
Rest der Kosten teilen sich das Landratsamt und die Gemeinde je zur Hälfte. 
Voraussichtlicher Anteil für die Gemeinde und Landratsamt liegen gemäß der 
Schätzung je bei ca. 30 € pro Baum. 2019 hat die Gemeinde Baindt insgesamt 
51 Bäume, im Jahr 2020 32 Bäume bestellt.  
 
 

c) Baugebiet Fischerareal 
 
Die Kontaktbörse für potentielle Baugemeinschaften ist auf der Homepage 
online. Unter www.baindt.de/fischerareal findet man hierzu alle Informationen.  
 
 

d) Feuerwehr – Ausgabe von Sandsäcken 
 
Eine Aktion ist mit der Jugendfeuerwehr geplant, jedoch scheitert es zur Zeit noch 
an der Lieferung der Sandsäcke. 
 
 

e) Wanderkarte Altdorfer Wald 
 
Die Wanderkarte vom Altdorfer Wald ist ab sofort für 5 € auf dem Rathaus zu 
erwerben.  
 

 
  

TOP 04 Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des B-Planes "Bifang 
Erweiterung" für die Verlängerung des Gartenhauses auf Flst. 139/6, 
Benzstr. 2 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske berichtet: 
 

http://www.baindt.de/fischerareal


In der Gemeinderatssitzung am 02.07.2019 wurde für eine Gartenhütte mit den 
Abmessungen 3,00 m auf 4,00 m und einer Höhe von 2,50 m bereits das gemeindliche 
Einvernehmen zur Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes „Bifang-
Erweiterung“ erteilt. Gebaut wurde die Hütte 3,50m x 4,50m und 2,48m hoch, wofür 
ein Befreiungsantrag nachgereicht wurde, der in der Sitzung des Gemeinderats am 
10.12.2019 abgelehnt wurde. Daraufhin erfolgte von der Baurechtsbehörde eine 
Baueinstellungsverfügung. Aus der Nachbarschaft wurde eine Überprüfung der Höhe 
der Gartenhütte verlangt. Nachdem dies geschehen ist, wurden die Pläne nochmals 
geändert, so dass nun die grenzprivilegierten Maße zum Nachbargrundstück 
eingehalten sind. 
Von der Baurechtsbehörde im Landratsamts Ravensburg wurde uns ein Schreiben 
zugesandt mit einer Begründung, warum die Entscheidung der Gemeinde Baindt aus 
Sicht der Baurechtsbehörde nochmals überdacht werden sollte und mit der Bitte um 
erneute Beratung und Beschluss in der nächsten Sitzung. 
Im Schreiben wird ausgeführt: 
Hinsichtlich der Nebenanlage gemäß § 14 BauNVO (Holzschuppen) wird auf die durch 
Bebauungsplanänderung vorgegebenen Festsetzungen verwiesen. Demnach sind 
Nebenanlagen nach § 14 BauNVO ausnahmsweise zulässig, soweit Belange des 
Städtebaus nicht beeinträchtigt werden. Für den baurechtlich verfahrensfreien 
Holzschuppen gelten dabei die in der Bebauungsplanänderung noch gesondert 
festgesetzten Vorgaben.  
Für das Nebengebäude bedarf es somit einer Entscheidung der Gemeinde über die 
im Bebauungsplan ausdrücklich vorgesehene Ausnahme gemäß § 31 Abs.1 BauGB. 
Gleichzeitig bedarf der Holzschuppen noch einer Befreiung gemäß § 31 Abs.2 BauGB 
von den Festzungen des Bebauungsplanes hinsichtlich Volumen über 20 m³, 
Dachform und Dacheindeckung. 
Belange des Städtebaus sieht die Baurechtsbehörde bei der Nebenanlage 
grundsätzlich nicht beeinträchtigt, zumal die Gemeinde bereits dem vorherigen Antrag 
zugestimmt hat. Die Gemeinde hat bereits mit ihrer ursprünglichen Zustimmung zur 
Befreiung von den Festzungen des Bebauungsplanes dokumentiert, dass ein 
Abweichen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes möglich und auch 
städtebaulich vertretbar ist. Die nunmehr vergrößerte Ausführung, welche einer 
erneuten Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes bedarf, sprengt 
nicht den Rahmen, um eine städtebauliche Unvertretbarkeit begründen zu können. 
Die Baurechtsbehörde sieht im vorliegenden Fall die Voraussetzungen für die 
Erteilung einer Ausnahme gemäß § 31 Abs.1 BauGB als gegeben an, ebenso sind die 
Befreiungen gemäß § 31 Abs.2 Ziff. 2 BauGB auch städtebaulich vertretbar und zu 
erteilen. 
Die Gemeinde wird hiermit aufgefordert, nochmals aufgrund der im Schreiben 
dargelegten rechtlichen Einschätzung der Baurechtsbehörde in der nächsten 
Gemeinderatssitzung erneut über das Einvernehmen zu beraten und zu beschließen. 
Gleichzeitig wird mitgeteilt, dass beabsichtigt ist, ggfs, das Einvernehmen zu ersetzen 
und die Ausnahme und die erforderlichen Befreiungen zu erteilen. Die Entscheidung 
gilt dann zugleich als Ersatzvornahme - § 54 Abs. 4 Satz 3 LBO. Die Gemeinde wird 
hiermit zur anstehenden Entscheidung der Baurechtsbehörde angehört (§ 51 Abs.4 
LBO). 
 
 
Die Verwaltung schließt sich der Meinung der Baurechtsbehörde an und sieht im 
vorliegenden Fall die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme gemäß § 31 
Abs.1 BauGB als gegeben an. Ebenso sind die Befreiungen gemäß § 31 Abs.2 Ziff. 2 
BauGB auch städtebaulich vertretbar.  



 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs.1 BauGB zur Ausnahme und den 
erforderlichen Befreiungen für die vergrößerte Gartenhütte wird nicht erteilt. 
 
 
 

TOP 05 Antrag auf Nutzungsänderung - Umbau einer Bankfiliale zu einer 
Bäckereifiliale auf dem Flst. 840/1, Dorfplatz 1 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske teilt mit: 
 
1987 wurde der Gebäudekomplex Dorfplatz 1 mit Läden im EG und Wohnungen in 
den oberen Geschossen genehmigt. Die erforderlichen Stellplätze wurden in der 
Tiefgarage und im Hinterhof des Gebäudes als auch entlang der Dorfstraße 
ausgewiesen.  
Die schon länger leerstehende Bankfiliale soll nun zu einer Bäckereifiliale mit Verkauf 
und Café umgenutzt werden. Die hierfür nach der Landesbauordnung von Baden – 
Württemberg (LBO) und der Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Verkehr und 
Infrastruktur über die Herstellung notwendiger Stellplätze (VwV Stellplätze) 
erforderlichen Stellplätze sind in der Tiefgarage vorhanden. 
 
Angedacht war zum Zeitpunkt der Planung des Gebäudes die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes, der aber nie rechtskräftig wurde, so dass das Bauvorhaben heute 
nach § 34 BauGB beurteilt wird.  
 
Innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile, ist ein Vorhaben zulässig, wenn 
es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der Bauweise und der 
Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der näheren Umgebung 
einfügt und die Erschließung gesichert ist. Die Anforderungen an gesunde Wohn- und 
Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt werden. Das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt 
werden. 
 
 
Aus Sicht der Verwaltung ändert sich an der äußeren Erscheinung nichts, die Nutzung 
fügt sich in die nähere Umgebung ein, die Erschließung ist gesichert.  
 
 

Beschluss: 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB zum Bauantrag auf Umnutzung 
einer Bankfiliale zu einer Bäckereifiliale wird erteilt. 
 
 



 

TOP 06 Radverkehrskonzept  für den Gemeindeverband Mittleres Schussental  - 
Beschlussfassung 
 

 
 
Bauamtsleiterin Jeske trägt folgenden Sachverhalt vor: 
 
über das vorliegende Radverkehrskonzept und die neu zu schaffende koordinierende 
Personalstelle im GMS. 
 
 
1. Hintergrund  
 

Im Klimaleitbild des Gemeindeverbands Mittleres Schussental sind übergreifende 
Ziele für Treibhausgasreduktionen festgeschrieben. Die Senkung der 
Treibhausgasemissionen im Sektor Verkehr stagniert jedoch bundesweit und auch bei 
uns. Benötigt wird eine leistungsfähige, umweltschonende, energieeffiziente und 
sichere Mobilität. 
 
Dem Radverkehr als besonders kosteneffizientes und klimafreundliches 
Verkehrsmittel kommt daher eine wichtige Rolle zuteil. Um die Potenziale des 
Radverkehrs auszuschöpfen, Lücken im Netz zu schließen und das Radfahren 
sicherer zu machen, beschloss die Verbandsversammlung Mittleres Schussental im 
Dezember 2018 die Erstellung eines integrierten Radverkehrskonzeptes.  
 
Das nun vorliegende Radverkehrskonzept bildet eine strategische Planungs- und 
Entscheidungshilfe für die weitere Radverkehrsförderung im Gemeindeverband in den 
nächsten 8 - 10 Jahren und damit die Grundlage für eine nachhaltige 
Treibhausgasminderung. Die Konzeption berücksichtigt dabei auch die Belange der 
anderen Verkehrsarten, insbesondere des Fußverkehrs und des Öffentlichen Verkehrs 
sowie der unterschiedlichen Nutzerinnen und Nutzer. 
 
Das vorliegende Radverkehrskonzept ist die Grundlage für die Maßnahme 1.2 des 
Verkehrsentwicklungsplans (VEP) "Umsetzung der im Radverkehrskonzept GMS 
erarbeiteten Maßnahmenvorschläge bis 2030". Der VEP definiert Ziele sowie 
Kenngrößen für die mittel- und langfristige Entwicklung der Mobilität im Mittleren 
Schussental und steht dabei unter den beiden obersten Zielen eines „CO2-neutralen 
Schussentals“ sowie einer „massiven Stärkung des Umweltverbundes". Das 
Radverkehrskonzept baut auf den planerischen Vorarbeiten, die im 
Verkehrsentwicklungsplan des Gemeindeverbands erarbeitet worden sind, auf.  
 
Mithilfe des Verkehrsmodells wurde abgeschätzt, was die Umsetzung des 
Radverkehrskonzeptes bis 2030 (Szenario Rad + Fuß 2030, vgl. VEP) für die 
Treibhausgasemissionen im Gemeindeverband Mittleren Schussental bedeuten. Im 
Sektor Verkehr führen die Maßnahmen so im Vergleich zum "Basisszenario 2030" zu 
ca. 9 % CO2-Reduktion. Das entspricht 45 % der im "Vorzugsszenario" des VEP 
ermittelten möglichen Treibhausgasminderung. 



 
Mit der Aufstellung eines Radverkehrskonzeptes werden aktuelle Entwicklungen 
aufgegriffen, ein schlüssiges Gesamtkonzept vorgelegt mit dessen Umsetzung ein 
wesentlicher Beitrag zur Attraktivitätssteigerung des Radverkehrs sowie des gesamten 
Umweltverbundes im Mittleren Schussental geleistet wird. 
 
2. Akteursbeteiligung 
 

Seit Beginn der Konzepterstellung im Mai 2019 wurden zahlreiche Akteure in den fünf 
Kommunen beteiligt (vgl. Kapitel 2), sowohl bei der Netzkonzeption als auch bei der 
Maßnahmenkonzeption. Neben der Beteiligung von Vertreterinnen und Vertretern der 
Kommunen im kommunalen Arbeitskreis und in der Projektgruppe wurden folgende 
Beteiligungsformate durchgeführt: 

• drei Workshops mit Bürgerinnen und Bürgern 
• zwei Workshops mit aktiven Radverkehrsengagierten im GMS  
• zwei Workshops für Vertreterinnen und Vertreter von Unternehmen, bei dem 

unter anderem über verschiedene Möglichkeiten der Fahrradförderung 
informiert wurde. Auch die Anbindung und Erreichbarkeit der regionalen 
Unternehmen wurde erörtert und in der weiteren Erstellung des Konzeptes 
berücksichtigt 

• Beteiligung der Schülerinnen und Schüler der weiterführenden, städtischen 
Schulen an der Erstellung der Schulradwegepläne über den digitalen 
"Schulwegeplaner" des Landes Baden-Württemberg  

Darüber hinaus wurde eine informelle Beteiligung des Regierungspräsidiums 
Tübingen und des Landratsamtes Ravensburg durchgeführt. Die Gemeinderäte der 
Kommunen und die Verbandsversammlung wurden während der Erstellung des 
Radverkehrskonzepts über Zwischenstände informiert, ebenso die Ortschaftsräte 
Taldorf, Schmalegg und Eschach. Im Falle der Beschlussfassung soll im Herbst 2021 
eine abschließende, digitale Informationsveranstaltung für alle Interessierten zum 
Radverkehrskonzept stattfinden. 
 
3. Handlungsfelder im Radverkehrskonzept 
 

Die vier Säulen der Radverkehrsförderung Infrastruktur, Service, Information und 
Kommunikation wurden im Radverkehrskonzept intensiv analysiert. Das 
Radverkehrskonzept für den Gemeindeverband Mittleres Schussental legt in Analyse 
und Konzeption den Schwerpunkt auf eine sichere und durchgängige 
Infrastrukturplanung (vgl. Kapitel 3). Diese bildet den Grundstein für eine effiziente 
Radverkehrsförderung im Gemeindeverband in den nächsten Jahren. Aufbauend 
darauf können die ergänzenden Elemente Service, Information und Kommunikation 
gemäß den Empfehlungen im Radverkehrskonzeptes zunehmend vertieft und 
ausgebaut werden. 
 
 
3.1 Radverkehrsinfrastruktur 
 

Eine sichere und komfortable Radverkehrsinfrastruktur bildet die Basis und schafft, 
aufbauend auf der Netzplanung, die Voraussetzungen für eine wirkungsvolle 
Radverkehrsförderung. Sie umfasst alle Sicherungs- und Führungselemente, die ein 



sowohl objektiv als auch subjektiv sicheres Vorankommen mit dem Fahrrad 
ermöglicht. 
 
Methodisch führten Raumstrukturgrößen wie Wohn-, Arbeitsplatz- und 
Bildungsschwerpunkte, das Verkehrsmodell des GMS sowie Quellen und Ziele 
verschiedener Zielgruppen zur Erstellung eines Wunschliniennetzes (Plan 2). Dieses 
wurde dann auf das bestehende Straßen- und Wegenetz umgelegt. Ergänzend 
wurden touristische Attraktionen im GMS mit einer touristischen Rundroute verbunden 
(Plan 4). Hier sind auch die abgeschätzten Potenziale für den Radverkehr aus dem 
Verkehrsmodell GMS eingeflossen. Je nach Potenzial wurde in 
Radschnellverbindung, Radvorrangroute und Radgrundnetz unterschieden. Das 
resultierende Radverkehrsnetz wurde mit verschiedenen Akteuren diskutiert und die 
insgesamt ca. 360 km darauffolgend befahren, die Bestandsituation aufgenommen 
und analysiert (Plan 3). Die Differenz zwischen Ist-Zustand und Soll-Zustand (Plan 6 
und 7 sowie S. 32) kann in den Maßnahmenkatastern und –plänen detailliert 
nachgeschlagen werden. Insgesamt umfassen die Maßnahmenkataster (Anlage 2 und 
Plan 7) der fünf Kommunen 1.088 Maßnahmen in den Kategorien Neubau, Um-
/Ausbau, Markierung, StVO-Beschilderung, Radwegeanfang/-ende, Belag, Barriere, 
Furt, Fahrradstraße/ -zone, Beleuchtung, Randmarkierung und Sonstiges. Die 
Priorisierung erfolgte gemäß den Kategorien Netzbedeutung/ Potenzial, 
Verkehrssicherheit/ Gefährdung, Handlungserfordernis, Unfallgeschehen, 
Schulradwege (Anlage 1). Die einzelnen Maßnahmen sind in Maßnahmenplänen 
gebündelt (Plan 8). Für den GMS wurden neben der Radschnellverbindung RS9 
gemeinsame Radvorrangrouten definiert (Plan 8.2). 
 
Zur Umsetzung des vorliegenden Radverkehrskonzeptes bedarf es dem 
Zusammenspiel aller Baulastträger. Ziel muss es sein, die umfassenden Maßnahmen 
im Radverkehr mit den Beteiligten sukzessiv abzustimmen und zu realisieren. Hierzu 
ist es empfehlenswert, ein fortlaufendes Umsetzungskonzept aufzustellen, welches 
die Maßnahmen in Realisierungszeiträume (kurz-, mittel- und langfristig) einordnet. 
Grundsätzlich sollte die Realisierung der Maßnahmen flexibel gesehen werden, um 
auch günstige Zeitfenster oder Förderprogramme nutzen und Kombinationen mit 
anderen Baumaßnahmen (z.B. Fahrbahnsanierungen) im Sinne einer möglichst 
effizienten Umsetzung aufnehmen zu können. Hierzu ist das vorliegende 
Radverkehrskonzept bei allen kommunalen Planungen zu prüfen und so Maßnahmen 
des Radverkehrs im Zuge laufender Projekte zu realisieren. Darüber hinaus ist die 
Umsetzung von Maßnahmenpaketen im Zuge einzelner Radverkehrsverbindungen 
sinnvoller als eine Streuung von Einzelmaßnahmen im gesamten Stadt- bzw. 
Gemeindegebiet. 
 
3.2 Service 
 

Damit das Fahrrad als Baustein eines integrierten Verkehrssystems funktioniert, 
müssen zusätzlich die Schnittstellen durch geeignete Serviceelemente organisiert 
sein. Hierzu gehören insbesondere qualitativ hochwertige Radabstellanlagen an Quell- 
und Zielorten des Radverkehrs, die Verknüpfung mit dem Öffentlichen 
Personennahverkehr sowie ein Fahrradverleihsystem.  
 



Bestandteil des Radverkehrskonzeptes war daher auch die Bestandsanalyse (Plan 9) 
und Maßnahmenkonzeption (Anlage 4) Radabstellanlagen in den Kommunen. Ebenso 
wurden auf Grundlage einer Bestandsanalyse, Empfehlungen für die Erweiterung des 
Pedelec-Verleihsystems tws.rad dokumentiert (Plan 10). Auch die Verknüpfung des 
Radverkehrs mit anderen Verkehrsmitteln insbesondere dem Öffentlichen Verkehr und 
dem Fußverkehr wurde analysiert. 
 
Besondere Bedeutung im Sinne der Nutzbarkeit des Fahrrads als Verkehrsmittel im 
Alltag zu jeder Witterung und Tageszeit kommen auch der Instandhaltung und dem 
Winterdienst zuteil. Auch auf die Radverkehrsförderung in Unternehmen, die auch auf 
die Verwaltungen übertragbar ist, wurde eingegangen. 
 
3.3 Information 
 

Darüber hinaus leistet der Baustein Information einen wichtigen Beitrag, dass Wege 
vermehrt mit dem Fahrrad zurückgelegt werden. Ein zentrales Element ist dabei die 
Radverkehrswegweisung. Sowohl im Radtourismus als auch im Alltagsradverkehr 
bietet diese Orientierungshilfe und führt Radfahrende gezielt auf sicher und 
durchgängig komfortabel befahrbaren Radrouten. Zusätzlich ist es erforderlich, die 
Bürgerinnen und Bürger kontinuierlich durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit über neue 
radspezifische Angebote (neue Rundrouten, Verbesserungen im Bereich Service, etc.) 
zu informieren. Die Information sollte dabei über verschiedene Medien alters- und 
zielgruppenspezifisch erfolgen. Im Besonderen wurden hierfür auch Schulwegepläne 
für die weiterführenden, städtischen Schulen, die bisher keinen Schulwegplan hatten, 
erstellt (Plan 11.1-11.2). 
 
3.4 Kommunikation 
 

Abschließend bedarf eine gezielte Radverkehrsförderung und damit die 
Veränderungen der Verkehrsmittelwahl zugunsten des Radverkehrs, einer 
kommunikativen Begleitung. Ein langanhaltender Verhaltenswandel kann vor allem 
über eine positive, aufklärende und motivierende Kommunikation mit den Bürgerinnen 
und Bürgern erreicht werden. Diese kann unter anderem in Form von Messen, 
Veranstaltungen, Aktionstagen oder Kampagnen erfolgen. Neben einer 
Bestandanalyse sind auch Maßnahmenempfehlungen im Radverkehrskonzept 
enthalten. 
 
4. Verstetigung 
 

Mit der Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen kommen große Aufgaben auf 
die Kommunen zu. Dabei bleibt es schlussendlich in der Verantwortung der einzelnen 
Kommunen, die Umsetzung voranzubringen. 
 
Für die Umsetzung der Radinfrastrukturmaßnahmen, sowie die Maßnahmen aus den 
Bereichen Service, innerhalb der nächsten 8-10 Jahre zeigt die Verstetigungsstrategie, 
dass sowohl zusätzliche Personalstellen in den Kommunen als auch eine 
koordinierende Personalstelle für den Gemeindeverband Mittleres Schussental 
notwendig ist (vgl. S. 116/117 und VEP Maßnahme 1.8). Diese Personalstelle soll 
zukünftig GMS-übergreifende Maßnahmen wie die Radvorrangrouten GMS oder 
gemeinsame Vergaben bspw. für Markierungsarbeiten etc. koordinieren. Außerdem 



soll sie übergreifende Kommunikationsmaßnahmen umsetzen. Darüber hinaus wurde 
eine Grobkostenschätzung für die Umsetzung der Maßnahmen abgegeben (vgl. S.118 
ff.). Diese zeigt, dass für den Ausbau des Radverkehrsnetzes nach den benannten 
Standards und zur Schließung von Netzlücken zukünftig deutlich mehr Haushaltsmittel 
bereitgestellt werden müssen. Dabei kann auch auf eine umfangreiche Förderkulisse 
von Land und Bund zurückgegriffen werden. 
 
5. Controlling 
 

Um mittel- und langfristig den Erfolg der Umsetzung der aufgestellten 
Maßnahmenkonzeption überwachen zu können, sind nachvollziehbare Indikatoren 
und Kennwerte erforderlich. Über die Erfassung der Veränderung des Modal Splits 
bzw. über eine messbare Zunahme des Radverkehrs können die daraus 
resultierenden Treibhausgasminderungen abgeschätzt werden.  
 
Die Wirkung kann insbesondere durch Zählungen des fließenden Radverkehrs, 
regelmäßige Zählungen und durch Vorher-Nachher-Zählungen bei der Umsetzung von 
Um- bzw. Ausbaumaßnahmen kontrolliert werden (vgl. Plan 12). Auch der ruhende 
Radverkehr sollten regelmäßig erfasst werden. Aufschlussreiche Informationen zur 
Verkehrsmittelwahl, zum Radverkehrsverhalten und auch zu sicherheitsbezogenen 
Einstellungen und Verhaltensweisen können Befragungen liefern. Auch Unfälle mit 
Radverkehrsbeteiligung sollten regemäßig ausgewertet werden. 
 
6. Kosten und Finanzierung 
 

Da das Radverkehrskonzept eine übergeordnete Konzeption darstellt, sind unmittelbar 
nur die Kosten für die koordinierende Personalstelle zu verzeichnen. Die im 
Radverkehrskonzept dargestellten Maßnahmen sollen entweder durch die einzelnen 
Kommunen oder durch den GMS abgearbeitet werden. Hierfür sind in den jeweiligen 
Haushalten Mittel für die kommenden Jahre einzustellen. 
 
Die Kosten für die koordinierende Personalstelle sind im Haushaltsplan des GMS unter 
der Kostenstelle Klimaschutzmaßnahmen angemeldet. Die Stelle kann frühestens 
zum 2. Quartal 2022 besetzt werden. Die Kosten für eine Vollzeitstelle pro Jahr 
betragen nach VwV Kostenumlegung 106.624 Euro. Gefördert werden maximal 75 % 
der Personalkosten für 24 Monate was voraussichtlich etwa 52.500 € pro Jahr 
entspricht (die Pauschale nach VwV Kostenumlegung enthält auch Büroausstattung, 
Büromaterialien, etc.). Der Gemeinde Baindt würden anteilige Kosten in Höhe von ca. 
3.250 € pro Jahr entstehen. 
 
 

Beschluss: 
 
1. Dem vorliegenden Radverkehrskonzept mit seinen Maßnahmen wird im Grundsatz 

zugestimmt.  
2. Die Verwaltung wird beauftragt die Maßnahmen zu konkretisieren, zu planen und 

umzusetzen.  



3. Dabei stehen die Maßnahmen unter dem Vorbehalt der Finanzierbarkeit. Sie sind 
entsprechend der Priorität für die kommenden Haushaltsjahre zu veranschlagen 
und den jeweiligen Gemeinderäten zur weiteren Entscheidung vorzulegen. 

4. Die Verwaltung wird beauftragt für die Koordination der Radverkehrsmaßnahmen 
auf Gemeindeverbandsebene und zur Unterstützung der Gemeindeverwaltungen 
des GMS einen Förderantrag für eine temporäre Personalstelle mit Möglichkeit zur 
Verlängerung zu stellen. Die Förderquote beträgt derzeit 75 Prozent für 24 Monate.  

 
 
 

TOP 07 Gebührenkalkulation der Wassergebühren für die Jahre 2021 und 2022 
- Wasserverbrauchsgebühren 2021 und 2022 
- Änderung der Wasserversorgungssatzung  

 
 
Kämmerer Abele teilt mit: 
 
Die Wassergebühren sollten einer regelmäßigen Kalkulation unterzogen werden. 
 
Bei der Wasserversorgung wurde mit Jahresabschluss 2020 ein Gewinn in Höhe von 
18.672,01 € ausgewiesen. Der Gewinnvortrag beziffert sich zum 31.12.2020 auf 
55.908,13 €. 
 
In der Anlage 1 ist die Kalkulation für die Wassergebühren 2021 und 2022 dargestellt. 
Außerdem ist in Anlage 3 eine Tabelle der Gesamtkosten für Wasser in Abhängigkeit 
des Verbrauchs und der Grundgebühr beim Wasser beigefügt. 
 
Die Gemeinde Baindt gibt auch bei der Wasserversorgung Kostenüberdeckungen 
gegenüber den Gebührenzahlern weiter. Für die Wasserversorgung gilt die Pflicht zum 
Ausgleich von Kostenüberdeckungen (§ 14 Abs. 2 Satz 2 KAG) nicht, da 
Versorgungseinrichtungen und wirtschaftliche Unternehmen nach § 14 Abs. 1 Satz 2 
KAG einen angemessenen Ertrag für den Haushalt abwerfen können. Dies gilt auch, 
wenn aus steuerlichen Gründen die Gewinnerzielungsabsicht ausgeschlossen wurde 
(s. Nr. 1 der GPA-Mitt. 18/2001, Az. 969.40). 
 
Übersicht über die Ergebnisse der Gewinn- und Verlustrechnungen ab 2006 mit den 
jeweiligen Gebührensätzen: 
   
Jahr   Ergebnis    Stand  Gebührensatz 
   Gewinn/Verlust  Bilanzverlust/-gewinn 
2006             +48.331 €                  -130.653 € 1,60 €/m³ 
2007             +83.105 €                    -47.548 € 1,60 €/m³ 
2008              +65.236 €                   +17.688 € 1,60 €/m³ 
2009                -9.756 €                     +7.932 € 1,29 €/m³ 
2010              -10.473 €                      -2.541 € 1,29 €/m³ 
2011               +7.798 €                     +5.257 € 1,29 €/m³ 
2011               +7.798 €                     +5.257 € 1,29 €/m³ 
2012             +49.642 €                   +54.899 € 1,29 €/m³ 



2013              -56.099 €                      -1.201 € 1,13 €/m³ 
2014              + 1.663 €                       + 463 € 1,29 €/m³ 
2015              + 1.553 €                    + 1.995 €                      1,29 €/m³ 
2016            + 36.836 €                  + 38.831 €  1,29 €/m³ 
2017                -8.049 €                  + 30.782 € 1,29 €/m³ 
2018              + 3.705 €                  + 34.487 € 1,35 €/m³ 
2019               +2.749 €                      37.236 € 1,35 €/m³ 
2020             +18.672 €                       55.908 €       1,45 €/m³ 
2021    1,47 €/m³ 
2022    1,53 €/m³ 
 

2021 ergibt sich aufgrund der Gebührenkalkulation bei einer Erhöhung von 2 Cent von 
1,45 €/m³ auf 1,47 €/m³ ein Verlust in Höhe von 75.450 €.  
 
Mit der von der Verwaltung 2022 vorgeschlagenen Erhöhung der Gebühr auf  
1,53 €/m³ könnte beim Abschluss 2021 ein Verlustvortrag in Höhe von 21.000 € 
eintreten. 
 
Vorschlag Anpassung der Frischwassergebühren um 2 Cent 2021 auf 1,47 €/m³. 
 
Anpassung der Frischwassergebühren 2022 auf 1,53 €/m³. 
 
Durch notwendige Gutachten, Rechtsberatungsleistungen und Personalaufbau beim 
Zweckverband Wasserversorgung Baienfurt-Baindt wird 2021 und 2022 die 
Betriebskostenumlage auf dem Niveau verbleiben. Es wird sich zeigen, wie hoch die 
Betriebskostenumlage 2022 sein wird.  
 
Bei der Berechnung der Abschreibungen sind die im Vermögensplan dargestellten 
Investitionen im Ortsnetz im Jahr 2021 und 2022 berücksichtigt. Ebenso sind die aus 
diesen Investitionen folgenden Wasserversorgungsbeiträge bei den Einnahmen im 
Finanzhaushalt berücksichtigt.  
 
Grundgebühren/Zählergebühren: 
Die Gemeinde Baindt hat alle Wasserzähler auf Patronenzähler umgestellt. Dies hat 
den Vorteil, dass in sechs Jahren lediglich noch der Einsatz (Patrone) ausgewechselt 
werden muss, was vor allem vom Zeitaufwand günstiger ist. Die Grundgebühren 
wurden mit Anschaffungs-/Austausch-/ und Verwaltungskosten neu kalkuliert. Für den 
Privathaushalt bleibt ein minimaler Anstieg um 1 € pro Monat aufgrund 
Kostensteigerungen nicht aus. 
In der Anlage 3 ist die Erhöhung der Wassergebühren von 2022 gegenüber 2020 
exemplarisch dargestellt. Bei einem Verbrauch von 100 m³ entspricht dies einer 
umgerechneten monatlichen Erhöhung von 1,78 € brutto. 
 
 
Beim Wasser stehen als Grundnahrungsmittel die Wasserqualität und die 
Versorgungssicherheit immer an erster Stelle. Mit dem Zusammenschluss und 
Investitionen beim Zweckverband Wasserversorgung Baienfurt-Baindt wurde dies 
nachhaltig erreicht.  
 



Die Investitionen im Rahmen der Querverbindung werden sich erstmals 2021 auf die 
Abschreibungsumlage auswirken. Seit 2017 ist auch die technische Bereitschaft über 
die TWS geregelt. Das Trinkwasser hat ohne Einschränkung höchste Priorität und es 
wird alles getan, um dieses elementare Gut vor Eingriffen zu schützen. 
 
Es wurde in der Kalkulation ein ansteigender Wasserverbrauch angenommen. Bei den 
Wassergebühren werden starke Gebührenschwankungen vermieden. Dem 
Verbraucher werden zeitnah Kostenüber- bzw. -unterdeckungen weitergegeben.  
 
Es wird im Gegensatz zu umliegenden Kommunen weiterhin von der Aufhebung des 
Verzichts auf Gewinnerzielung sowie der Einführung der Konzessionsabgabe in der 
Trinkwasserversorgung Abstand genommen. Sollte der Verlust in dieser 
Größenordnung ausfallen und der Zweckverband Wasserversorgung entsprechende 
Umlagen erheben, werden die Gebühren erneut einer Kalkulation unterzogen und 
angepasst.  
 
 

Beschluss: 
 

1.  Der Verzicht auf Gewinnerzielung beim Eigenbetrieb Wasserversorgung bleibt 
weiterhin erhalten.  

 
2.  Der Gebührenkalkulation wird zugestimmt. Der Eigenbetrieb Wasserversorgung 

erhebt Gebühren für die öffentliche Einrichtung Wasserversorgung. Es wird als 
Gebührenmaßstab für die Verbrauchsgebühr weiterhin den 
Frischwassermaßstab und die Grundgebühr gestaffelt nach der Zählergröße 
erhoben. 

 
3.  Dem vorgeschlagenen Kalkulationszeitraum der Gebührenkalkulation von 

01.01.2021 bis 31.12.2022 wird zugestimmt. 
 
4.  Es werden Gebühren unter der Berücksichtigung rein abgabenrechtlicher 

Aspekte erhoben. Im Bereich des wirtschaftlichen Unternehmens 
Wasserversorgung ist der Eigenbetrieb Wasserversorgung Baindt nicht an die 
Ausgleichsfristen nach § 14 Abs. 2 Satz 2 Kommunalabgabengesetz (KAG) 
gebunden. Es soll jedoch eine Orientierung hieran erfolgen. 

 
5.  Die bisher nicht ausgeglichenen Kostenüberdeckungen in Höhe von +55.908,13 

€ werden mit den kalkulierten Kostenunterdeckungen 2021 und 2022 verrechnet.  
 
6.  Auf der Grundlage der vorliegenden Gebührenkalkulation werden die 

Wasserverbrauchs- und Wassergrundgebühren für den Zeitraum von 01.01.2021 
bis 31.12.2022 wie folgt festgesetzt: 
 
Die Verbrauchsgebühr beträgt pro Kubikmeter  
für das Jahr 2021   1,47 €. 
 
Auf der Grundlage der vorliegenden Gebührenkalkulation werden die 
Wasserverbrauchs- und Wassergrundgebühren für den Zeitraum von 01.01.2022 
bis 31.12.2022 wie folgt festgesetzt: 



 
Die Verbrauchsgebühr beträgt pro Kubikmeter  
für das Jahr 2022   1,53 €. 
 
Die Grundgebühren werden 2021 wie folgt angepasst: 
 
Nenngröße   Nenndurchfluss   EUR/ monatl. 
Maximaldurchfluss  QN/Q3    
NG 3-5 m³/h   QN 2,5/ Q3=  4      4,50 
NG 7-10 m³/h   QN 6/  Q3=10       4,60 
NG 20 m³/h   QN 10/ Q3=16    9,50 
NG 30 m³/h   QN 15/ Q3=25           13,50 
 
b) Großwasserzähler 
DN    Nenndurchfluss QN   EUR/ monatl. 
DN 50    QN 15/ Q3=25   24,00 
DN 80    QN 40/ Q3=63   24,50 
DN 100    QN 40/ Q3=63   32,00 
 
Hinzu kommt noch die gesetzliche Mehrwertsteuer. 
 

7.  Der Satzung zur Änderung der Satzung über den Anschluss an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage und die Versorgung der Grundstücke mit Wasser 
(Wasserversorgungssatzung – WVS) der Gemeinde Baindt gem. Anlage 2 wird 
zugestimmt. 

 
 
 

TOP 08 Vergabe von Unterhaltsreinigungen 

 
 
Hauptamtsleiter Plangg teilt mit: 
 
Die kommunalen Gebäude bzw. Einrichtungen werden derzeit von den in der Anlage 
genannten Personen bzw. Firmen gereinigt. 
 
Nach der Verfahrensordnung für die Vergabe öffentlicher Liefer- und 
Dienstleistungsaufträge unterhalb der EU–Schwellenwerte (Unterschwellenvergabe- 
ordnung – UvgO) wurde eine beschränkte Ausschreibung vorgenommen. 
 
Das Leistungsverzeichnis wurde an mehrere Firmen gesandt. Zwei Firmen haben ein 
Angebot abgegeben. 
 
Der günstigste Anbieter ist die Firma Reinigung Schneider aus Baienfurt mit einem 
monatlichen Betrag in Höhe von 1.547,52 € zzgl. MwSt. (siehe Anlage) 
 
 

Beschluss: 
 



Die Unterhaltsreinigungsarbeiten für das grüne Gebäude der Klosterwiesenschule 
werden an die Firma Schneider aus Baienfurt zum Angebotspreis  
von 1.547,52 € / mtl. zzgl. MwSt. vergeben. 
 
 
 

TOP 09 Anfragen und Verschiedenes  

 
 
a) Geh- und Radweg Bauabschnitt 3 Sulpach 

 
Ortsbaumeister Roth  teilt mit, dass man im Zusammenhang mit der 
Ausschreibung des Geh- und Radweges, 3. Bauabschnitt, auch die Arbeiten für 
die Erneuerung Wasserleitung im Hasenweg und Straßenbelagsarbeiten im 
Hasenweg und der Hirschstraße  vergeben sollte. Das Gremium nimmt 
zustimmend Kenntnis, dass im Rahmen der Ausschreibung der Arbeiten des 
Geh- und Radweges, 3. Bauabschnitt, auch die Arbeiten für die Erneuerung der 
Wasserleitung im Hasenweg und die Straßenbelagsarbeiten im Hasenweg und 
in der Hirschstraße mit ausgeführt werden.  
 
 

b) Beschilderung öffentlicher Parkplätze 
 
In der letzten Bauausschusssitzung am 02.08.2021 teilte Hauptamtsleiter Plangg 
mit, dass die öffentlichen Parkplätze mit dem Zusatzschild „nur PKW“ versehen 
werden. Auf eine entsprechende Frage teilt Hauptamtsleiter Plangg mit, dass im 
Laufe der nächsten 2 Wochen diese Zusatzbeschilderung angebracht wird.  
 
 

c) Waldspielplatz 
 
Es wurde der Antrag gestellt, dass die Verwaltung zeitnah eine Konzeption für 
die Renovierung/Erneuerung des Waldspielplatzes vorlegt. 
 

 
d) Gehwegsperrung Hirschstraße 

 
Die Verwaltung wurde darauf hingewiesen, dass auf Grund von Dacharbeiten an 
einem Gebäude in der Hirschstraße der Gehweg in diesem Bereich  nicht nutzbar 
ist. Dies stellt einie Gefahr dar. Er stellt die Frage, ob diese Arbeiten bei der 
Gemeinde angezeigt wurden. Hauptamtsleiter Plangg bemerkt, dass der Bauherr 
eine entsprechende verkehrsrechtliche Anordnung beantragen muss. Der 
Gemeindevollzugsbedienstete wird dies abklären. Ebenfalls in der Hirschstaße 
ist schon seit geraumer Zeit ein abgemeldeter Kleintransporter auf einem 
öffentlichen Parkplatz abgestellt. 
 
 



e) Briefkasten Dorfplatz 
 
Es wurde bemängelt, dass mit dem Umzug der Postfiliale vom Dorfplatz in das 
Gebäude des Fenebergdiscounters auch der Briefkasten der Deutschen Post 
abmontiert wurde. Die Vorsitzende wird sich mit der Post in Verbindung setzen. 
Sie hat jedoch keine große Hoffnung, dass der ursprüngliche Zustand wieder 
hergestellt wird.  
 
 

f) Beleuchtung Fußweg Marsweilerstraße 
 
Ein Gremiumsmitglied teilt mit, dass die Beleuchtung am Fußweg von der 
Marsweilerstraße zur Kirche nicht funktioniert. Zudem wurde die Verwaltung 
eindringlich daran erinnert, dass die angelegten Erdwälle in der Igelstraße 
zeitnah von den Grundstückseigentümern zurückgebaut werden. Ebenso sind 
die Grundstückseigentümer in der Erlenstraße, welche Gartenhäuschen, größere 
Spielgeräte usw. auf Gemeindegrund errichtet haben, aufzufordern, diese zu 
entfernen. 
 

 
 
 
 
 


